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Erster  Teil 

Die Bedeutung des verfassungsrechtlichen Vertrauensschutzes 

A. Die allgemeine Bedeutung des Vertrauensgedankens 
in Gesellschaft und Rechtsordnung 

Noch immer hat der Satz Niklas Luhmanns „Vertrauen ist ein elementarer 
Tatbestand des sozialen Lebens"1 volle Berechtigung. Dies wird mit zunehmen-
der Verflechtung der persönlichen Interessen des einzelnen mit den Zielsetzun-
gen und vielfaltigen Handlungsformen des heutigen Sozialstaates immer 
deutlicher2. Der einzelne ist heute in überaus hohem Maße auf Staatstätigkeit 
jedweder Art angewiesen. Er gerät dadurch in vielen Bereichen in eine starke 
Abhängigkeit von staatlichem Handeln. Dabei wird er regelmäßig darauf 
vertrauen, daß er von überraschenden Kursänderungen der Staatsorgane 
verschont bleibt. Dieses Vertrauen ist in allen Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens anzutreffen.  Es findet sich beispielsweise im Bereich des Sozialrechts und 
der Sozialpolitik3, ausweislich Art. 103 Abs. 2 G G 4 im Strafrecht,  aber auch im 
Zivilrecht5. Gerade diese Vielgestaltigkeit ist charakteristisch für den Ver-
trauensbegriff.  Sie ist verantwortlich dafür,  daß das Vertrauen in die Stabilität 
und Kontinuität des Staatshandelns als „schillernder, der Graduation zugängli-
cher, in der Staatslehre schwer erfaßbarer  Begriff" 6, der Vertrauensgrundsatz 

1 Luhmann, Vertrauen, S. 1. 
2 Vgl. Burmeister,  Vertrauensschutz im Rechtsstaat, S. 6, 154f., 157 f.; ders., Ver-

trauensschutz im Prozeßrecht, S. 9f.; Ossenbühl,  DÖV 1972, 25, 26. 
3 Im Sozialleistungssektor wird die Frage des Bestandsschutzes unter dem Stichwort 

„soziales Rückschrittsverbot" diskutiert, vgl. statt vieler Schlenker,  Soziales 
Rückschrittsverbot, S. 71 f., passim; Kittner,  in Alternativkommentar zum GG Art. 20 
Abs. 1 - 3 IV Rdn. 29, 79; der Begriff  des „sozialen Rückschrittsverbots" geht — soweit 
ersichtlich — auf Ramm, Der Arbeitskampf und die Gesellschaftsordnung des Grund-
gesetzes, S. 158, zurück. 

4 Die Norm bezieht sich ausschließlich auf das Strafrecht;  insbesondere ein allgemeines 
Verbot der Rückwirkung von Gesetzen läßt sich Art. 103 Abs. 2 GG nicht entnehmen, vgl. 
BVerfGE 7, 89, 95; 7, 129, 149; Dürig,  in: Maunz/Dürig,  GG Art. 103 Rdn. 109; 
Kimminich,  JZ 1962, 518, 519f.; Pieroth,  Rückwirkung, S. 131 f.; Kisker,  Rückwirkung, 
S. 16; Aschke,  Übergangsregelungen, S. XXXIV; Scheerbarth,  Die Anwendung von 
Gesetzen auf früher  entstandene Sachverhalte, S. 36f.; Niehues,  Rückwirkung, S. 74 ff.;  C. 
Arndt,  DVB1.1958,120,121; Dreher/Tröndle,  StGB § 1 Rdn. 4; a. A. noch BVerwG NJW 
1960, 1588, 1589; Coing , BB 1954, 137., 141; Eckhardt/Hillebrecht,  Problematik 
rückwirkender Steuergesetze, S. 63f.; A. Vogel,  NJW 1960, 1182, 1183f. 

5 Insoweit ist insbesondere auf den Grundsatz von Treu und Glauben aus § 242 BGB zu 
verweisen, dazu noch unten im zweiten Teil, A). 

6 H. Huber,  Festschrift  für Kägi, S. 193, 195. 
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als „vages Pr inz ip" 7 und als „Sammelbegriff  für eine Vielzahl von 
Erscheinungen" 8 bezeichnet wird. Andererseits ermöglichte gerade die Vielfäl-
t igkeit des Vertrauensgedankens dem rechtlich begründeten Vertrauensschutz 
einen „Siegeszug durch das gesamte öffentliche  Rech t " 9 . Auch in Zukunf t w i rd 
der einzelne, der staatlichen Maßnahmen Vertrauen entgegen gebracht hat, 
dessen Beachtung durch den Staat verlangen, weil er sich von Verfassung wegen 
i m Recht s ieht1 0 . 

Der Staat, der sich als Rechtsstaat versteht, dar f  den Wunsch seiner Bürger 
nach Vertrauensschutz nicht leichtfertig,  insbesondere aus Gründen politischer 
Opportuni tät , außer acht lassen. Der demokratische Rechtsstaat setzt erhebli-
ches Vertrauen in das Volk. Der einzelne wiederum vertraut auf das Recht i m 
Rechtsstaat11 . Der Vertrauensgedanke fließt so in den von Scheuner  konstatier-
ten Grundkonsens staatliche Ordnung 1 2 ein, der i m Verfassungsstaat über die 
gemeinsamen Grundlagen des politischen Lebens besteht13 . Die Ermögl ichung 
und der Schutz berechtigten Vertrauens werden daher m i t Recht als eines der 
elementarsten Gebote bezeichnet, denen die Rechtsordnung nachzukommen 
h a t 1 4 . Der Vertrauensgedanke fundiert  und trägt die gesamte Rechtsordnung 1 5 , 

7 Schnapp, NJW 1983, 973, 975; vgl. auch Pieroth,  Rückwirkung, S. 143: „der diffuse 
Begriff  des Vertrauensschutzes". 

8 Burmeister,  Vertrauensschutz im Rechtsstaat, S. 240. 
9 OssenbühU  DÖV 1972, 25, 27; vgl. Püttner,  VVDStRL Heft 32 (1974), S. 200, 209, 

211; Burmeister,  Vertrauensschutz im Rechtsstaat, S. 149; Aschke,  Übergangsregelungen, 
S. XXXV, meint, der unaufhaltsam scheinende „Siegeszug des Vertrauensschutzes" sei, 
offenbar  etwa zeitgleich mit der Erschütterung des Vertrauens in ein ungebremstes 
Wirtschaftswachstum und konstante Zuwachsraten der Verteilungsmasse des Wohlfahrts-
staates ins Stocken geraten; zur Frage, ob die Verknappung staatlicher Finanzmittel oder 
Kapazitäten zu einer Beeinträchtigung der Rechtsgewährleistung führen kann, unten im 
fünften  Teil, D. I. 2. c. 

1 0 Vgl. Burmeister, Vertrauensschutz im Rechtsstaat, S. 153, der eine „Anhebung der 
an ,staatsdirigiertes' Handeln geknüpften Erwartungen zu echten Gläubigerpositionen 
gegenüber der Gemeinschaft" voraussagt. 

1 1 Vgl. H. Huber,  Festschrift  für Kägi, S. 193; Rupp-v.  Brünneck,  Sondervotum, in 
BVerfGE 32,129,139, weist zu Recht daraufhin, daß bei der Frage des Vertrauensschut-
zes die Glaubwürdigkeit der staatlichen Ordnung insgesamt in Rede steht; zustimmend 
Schlenker,  Soziales Rückschrittsverbot, S. 194. 

12 Scheuner,  in: Staatstheorie und Staatsrecht, S. 135, 163 f.; vgl. Isensee, Der Staat 
1980, 367, 383: „Konsens der pluralistischen Gesellschaft"; Engisch,  in: Richterliche 
Rechtsfortbildung, S. 3, 9: „Suche nach Konsens !" 

1 3 Vgl. H. Huber,  Festschrift  für  Kägi,  S. 193, 194; auch Luhmann, Vertrauen, S. 37, 
hebt die wechselseitige Bedeutung des Vertrauens besonders hervor, wenn er betont, daß 
„der Vertrauensgedanke das gesamte Recht" fundiert,  „das gesamte Sicheinlassen auf 
andere Menschen, so wie umgekehrt Vertrauenserweise nur auf Grund einer Risikominde-
rung durch das Recht zustande kommen können." 

1 4 Vgl. Larenz,  Methodenlehre, S.459; ihm zustimmend Lötz,  WiVerw. 1979, 1, 12; 
ähnlich: Burmeister,  Vertrauensschutz im Rechtsstaat, S. 115: „ »Qualitätsanspruch4 an die 
staatliche Ordnung". 
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er ist eine „Grundforderung  rechtlicher O rdnung " 1 6 , ein „Pr inzip richtigen 
Rechts" 1 7 . Bisweilen w i rd er gar als Bestandteil der material verstandenen 
Rechtsidee selbst angesehen18. 

B. Vertrauensschutz gegenüber dem Gesetzgeber 

I . Die Spezifität des Vertrauensschutzes gegenüber dem Gesetzgeber 

Fragen des Vertrauensschutzes werden heute für das Handeln aller drei 
Staatsgewalten diskutiert. I m Bereich der Gesetzgebung bietet hauptsächlich 
das Problem der Rückwi rkung von Gesetzen19 einen Ansatzpunkt. Gegenüber 
Exekutivmaßnahmen w i rd die Frage des Vertrauensschutzes regelmäßig i m 
Zusammenhang mi t der Aufhebung von Verwaltungsakten 2 0 , der behördlichen 
Zusage21 und dem öffentlich-rechtlichen  Ver t rag 2 2 erörtert. Auch der mi t dem 
Begriff  der „Plangewährleistung" 2 3 angesprochene Fragenkreis umfaßt in 
erheblichem Umfang Probleme des Vertrauensschutzes, auch wenn er, wie 
Ossenbühl bemerkt, bezogen auf die Dreitei lung der Gewalten heimatlos ist, da 

1 5 Vgl. Ossenbühl,  DÖV 1972, 25; Luhmann, Vertrauen, S. 37; Rüfner,  in: Recht und 
Gesetz im Dialog I I I , S. 99. 

16 Burmeister,  Vertrauensschutz im Rechtsstaat, S. 115. 
17 Larenz,  Allgemeiner Teil, S. 43. 
18 Coing , Rechtsphilosophie, S. 193 f., 208; Canaris , Die Vertrauenshaftung  im deut-

schen Privatrecht, S. 3. 
1 9 Dazu im einzelnen unten den dritten Teil. 
2 0 Das Schrifttum zu diesem Fragenkreis ist schier unübersehbar, vgl. z.B. 

Erichsen/  Martens,  in: dies., Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 246 ff.;  Maurer,  All-
gemeines Verwaltungsrecht, § 11 Rdn. 22ff.;  ders., Festschrift  Boorberg Verlag, S. 226; 
Ächterberg,  Allgemeines Verwaltungsrecht, § 23 Rdn. 53 

2 1 Von manchen Autoren wird die Relevanz des Vertrauensgedankens für die 
behördliche Zusage bestritten. Ossenbühl,  DÖV 1972, 25, 28, führt  aus, die Zusage sei 
ihrem Inhalt nach hoheitliche Selbstverpflichtung zu einem späteren Tun oder Unterlassen 
(Zukunftsbindung); folglich ergebe sich die Verbindlichkeit der öffentlich-rechtlichen 
Zusage aus ihrem Wesen; vgl. auch Meyer,  in Meyer  ! Bogs, VwVfG § 38 Rdn. 1, der ihre 
Nähe zum öffentlich-rechtlichen  Vertrag hervorhebt. Zumindest für die Fälle einer 
rechtswidrigen Zusage hat der Gedanke des Vertrauensschutzes Bedeutung, vgl. aus dem 
umfangreichen Schrifttum Pettenkofer,  Der Vertrauensschutz bei behördlichen 
Auskünften und Zusagen, S. 77 ff.;  Haueisen,  NJW 1961,1901,1904; Mayer,  JZ1964,677, 
679f.; Obermayer,  NJW 1962, 1465, 1470; Weber-Dürler,  Vertrauensschutz, S. 210ff. 

2 2 Vgl. Weber-Dürler,  Vertrauensschutz, S. 219fT.; Püttner,  VVDStRL Heft 32 (1974), 
S. 200, 214, wendet jedoch zu Recht ein, daß sich die Bindung der Parteien an die 
Vertragspflichten  aus den allgemeinen Grundsätzen des Vertragsrechts ergibt und daher 
nicht der „Krücke des Vertrauensschutzes" bedarf;  ähnlich Renck,  NJW 1970, 737, 740 
(„oberflächliche und naive, weil unreflektierte  Betrachtung"). 

2 3 Grundlegend insoweit Egerer,  Der Plangewährleistungsanspruch, 1971; Oldiges, 
Grundlagen eines Plangewährleistungsrechts, 1969; Kriele,  DÖV 1967, 531; Ossenbühl, 
Verh. 50. DJT (1974), Gutachten B, S. 196; Schenke,  AöR Bd. 101 (1976), S. 337; Thiele, 
DÖV 1980, 109; Korbmacher,  WiVerw. 1979, 37. 




